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E 2300 Washington, Archiv-Nr. 34

Le Ministre de Suisse à Washington, P.Ritter, 
au Chef du Département politique, A. Hoffmann

L Embargo Washington, 25.Mai 1917

Ich habe Ihnen gestern, in Beantwortung Ihres Kabels No 33 1 telegraphisch 
mitgeteilt, dass Herr Lansing in sehr liebenswürdiger Weise sich dahin ausgespro
chen hat, dass er nicht daran zweifle, dass die Vereinigten Staaten das seitens der 
alliierten Mächte mit der Schweiz bezüglich Deutschland und Österreich-Ungarn 
eingegangene Arrangement, sobald dessen Wortlaut ihnen bekannt sein werde, 
ebenfalls gutheissen werden. Er gestand zu, dass er, als er am 10. April mit mir 
über die Kohlensituation in Europa gesprochen habe, nicht so gut darüber orien
tiert gewesen sei wie heute, und anerkannte, dass es für die Schweiz unmöglich 
sei, sich Brennmaterial von den Alliierten zu verschaffen.

Beigefaltet beehre ich mich Ihnen einige neueste Ausschnitte über die hier ein
zuführende Nahrungsmittelkontrolle zu übersenden. (Text des Nahrungsmittelge
setzes. -  Erklärung des Präsidenten betreffend die Stellung des Herbert E. Hoover 
als Inspektor, etc.).

Ich gestattete mir in meinem gestrigen Kabel auch die Anfrage, ob -  wie es die 
hiesige Presse meldet -  es richtig sei, dass die Entsendung einer schweizerischen 
Handelskommission nach den Vereinigten Staaten geplant werde.

Die vom Journal de Genève angegebenen Gründe, wie sie laut Beilage in unsern 
Blättern wiedergegeben werden, müssen in den Vereinigten Staaten, nach den 
Zusicherungen, welche mir Präsident Wilson, die Kabinettsmitglieder und viele 
Politiker gemacht haben, befremdend wirken.

Ich habe schon früher daraufhingewiesen, und der Pressekorrespondent, Herr 
Meier, erwähnt dies auch in seinem heutigen Kabel nach der Schweiz wieder, dass 
es uns hier schadet, wenn die schweizerischen Blätter fortgesetzt Angriffe auf die 
Vereinigten Staaten und dessen Präsidenten machen, zu welchen wir, durch die 
Verhältnisse gezwungen, leider in ein gewisses Abhängigkeitsverhältnis geraten 
sind.

Obschon die Vorlage, welche den Präsidenten ermächtigen soll, Ausfuhrverbo
te auszusprechen, noch nicht Gesetzeskraft erlangt hat, werden vom Bureau o f 
Foreign and Domestic Commerce des Handelsdepartementes, zusammen mit dem 
Council o f National Defense, jetzt schon alle Vorbereitungen für die ihm zufallende 
Überwachung der Ausfuhr gemacht. Über die Art und Weise, wie dies geschehen 
soll, ist man sich zur Zeit noch nicht genau im klaren. Die allgemeine Annahme 
aber ist die, dass die Ausfuhr gewisser Artikel zuerst verboten und dann auf 
Grund besonderer Bewilligungen (Licenses) gestattet wird. Worin die verlangten 
Garantien gegen eine Weiterleitung an Feinde der Vereinigten Staaten bestehen
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sollen und ob im Falle der Schweiz die Garantie der S.S.S. ohne weiteres als genü
gend angesehen würde, ist noch nicht bekannt.

Jedenfalls werden verdächtigen oder deutschen Firmen die Ausfuhrbewilligun
gen verweigert. Mittelst eines bereits entworfenen Fragebogens, wovon wir konfi- 
dentiell Kenntnis nehmen konnten, sollen den Gesuchstellern vorerst genaue An
gaben über ihre Teilhaber oder Aktionäre, über die Art des von ihnen betriebenen 
Geschäftes und dessen Verbindungen im Auslande etc. abverlangt werden.
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E 2001, Archiv-Nr. 765/1

Le Ministre de Suisse à Pétrograd, E. Odier, 
à la Division des Affaires étrangères du Département politique

Copie de réception
T  n" 80 Petrograd, 26/27. Mai 1917

Herr Nationalrat Grimm, der sich gegenwärtig in Petrograd aufhält, bittet uns, 
Herrn Bundesrat Hoffmann ein Telegramm folgenden Inhalts zu übermitteln: 

Friedensbedürfnis ist allgemein vorhanden. Ein Friedensschluss ist in politi
scher, wirtschaftlicher- und militärischer Hinsicht zwingende Notwendigkeit. Die
se Erkenntnis ist an massgebender Stelle vorhanden. Hemmungen bereitet Frank
reich, Hindernisse England. Die Verhandlungen schweben gegenwärtig und die 
Aussichten sind günstig. In den nächsten Tagen ist neuer, verstärkter Druck zu 
erwarten. Die einzig mögliche und gefährlichste Störung aller Verhandlungen 
könnte nur durch eine deutsche Offensive im Osten erfolgen. Unterbleibt diese 
Störung, so wird eine Liquidation in relativ kurzer Zeit möglich sein.

Eine vom Arbeiterrat einberufene internationale Konferenz ist ein Teil der Frie
denspolitik der neuen Regierung. Das Zustandekommen dieser Konferenz gilt als 
sicher, sofern die Regierungen keine Passschwierigkeiten machen. Alle Länder 
haben ihre Beteiligung zugesagt. Unterrichten Sie mich, wenn möglich, über die 
Ihnen bekannten Kriegsziele der Regierungen, 'da die Verhandlungen dadurch er
leichtert würden. Ich halte mich noch zirka 10 Tage in Petrograd auf.
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